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zur Technisierung und Mechanisierung der 
.Landwirtschaft, insbesondere in den Landwirt­
schaftlichen Produktionsgenossenschaften.

5. Die Preispolitik muß den Kampf um die Ren­
tabilität der volkseigenen Betriebe und Wirt­
schaftszweige unterstützen. Sie hat die Festi­
gung der wirtschaftlichen Rechnungsführung 
zu beschleunigen, so daß gute und schlechte 
wirtschaftliche Leistungen schnell sichtbar, 
werden.

6. Die Preispolitik muß einen Anreiz geben, die 
Anstrengungen um die Senkung der Selbst­
kosten zu verstärken.

7. Die Preispolitik muß zur Verkürzung der Zir­
kulationszeit und zur besseren Ausnutzung des 
vorhandenen Transportraumes beitragen.

8. Die Preispolitik muß eine Ausnutzung der ört­
lichen Reserven anre.gen.

9. Durch die Preispolitik muß das Bündnis der 
Arbeiterklasse mit den werktätigen Bauern ge­
festigt werden.

II. Perspektive der Preisbildung
Auf der Basis der allgemeinen Grundsätze sind 

bei der Durchführung einer neuen Preispolitik 
unter Berücksichtigung der jeweiligen Entwick­
lungsstufe folgende Grundsätze zu berücksichtigen:
1. Es ist anzustreben, je Produkt und Qualität 

einheitliche Festpreise zu bilden. Soweit eine 
Bildung von Festpreisen nicht möglich ist, sind 
Festpreise für standardisierte Teilleistungen 
zu schaffen.

2. Es ist anzustreben, Kalkulationspreisvorschrif­
ten durch Festpreise zu ersetzen.

3. Als Grundlage der Preisbildung ist von den 
durchschnittlichen Planselbstkosten des Indu­
striezweiges auszugehen, die auf der Basis fort­
schrittlicher technischer Arbeitsnormen, Ma­
terialverbrauchsnormen und Normen für Ma­
schinenstunden zu bilden sind.

4. Die Festlegung des Preises soll in der Regel so 
vorgenommen werden, daß die Rentabilität für 
die Gesamtproduktion eines jeden Produktes 
gewährleistet ist. Die Zahlung der Subven­
tionen soll nach Möglichkeit vermieden werden.

5. Für verschiedene Produkte, die für den gleichen 
Zweck verwendet werden können, ist durch 
preispolitische Maßnahmen die im Rahmen der 
Deutschen Demokratischen Republik volkswirt­
schaftlich zweckmäßigere Verwendung zu unter-

- stützen.
6. Die in den Preisen der einzelnen Waren bei 

den Betrieben zu realisierende durchschnitt­
liche Geldakkumulation (Bruttogewinn) ist 
planmäßig festzulegen. Die Geldakkumulation 
verbleibt zum Teil den Betrieben und wird zum 
anderen Teil an den Staat für gesamtgesell­
schaftliche Zwecke abgeführt.

. 7. Die Abführung der Geldakkumulation an den 
Staat erfolgt in der volkseigenen Wirtschaft in 
der Form einer differenzierten, an das Produkt 
gebundenen Produktionsabgabe und in der 
Form der Gewinnabführung.

Industrie, Groß- und Einzeihandel
8. Es ist anzustreben, für die industrielle Pro­

duktion einheitliche Preise als Hersteller­
abgabepreise zu bilden.

9. Durch die Preispolitik ist das Direktgeschäft 
zwischen den volkseigenen Betrieben zu fördern.

10. Für den Großhandel sind einheitliche Groß­
handelsabgabepreise auf der Grundlage einheit­
licher Großhandelsaufschläge für Lager- und 
Streckengeschäfte anzustreben.

11. Für den Einzelhandel sind einheitliche Einzel­
handelsverkaufspreise auf der Grundlage bran­
chenbedingter einheitlicher Einzelhandelsauf- 
schläge anzustreben.

Landwirtschaft
12. Zur Beeinflussung der Produktion und Abliefe­

rung landwirtschaftlicher Produkte im Sinne 
der bestmöglichen Bedarfsdeckung der werk­
tätigen Bevölkerung sind für die von den 
Bauern über das Ablieferungssoll hinaus abge­
lieferten Mengen höhere Preise festzusetzen. Es 
muß dabei beachtet werden, daß für landwirt­
schaftliche Produkte von besonderer volkswirt­
schaftlicher Bedeutung durch den Preis ein 
starker Anreiz zur Produktionssteigerung ge­
geben wird.

13. Sowohl für die Erfassung als auch für den Auf­
kauf können zeitlich differenzierte Preise fest­
gelegt werden.

14. Durch Staffelung der Tarife für die Leistungen 
der Maschinen-Traktoren-Stationen ist vor 
allem die Entwicklung der Landwirtschaft­
lichen Produktionsgenossenschaften entschieden 
zu fördern und die Bündnispolitik der Arbei­
terklasse mit den werktätigen Bauern zu unter­
stützen.

Verkehr
15. Die Tarifvorschriften für die Verkehrsbetriebe 

sind zu vereinfachen mit dem Ziel, die Vielzahl 
der Sondertarife für verbilligte Frachten und 
Fahrten zu beseitigen.

16. Die Tarife sind so zu gestalten, daß unter Be­
rücksichtigung der gesamten betrieblichen Ren­
tabilität eine ökonomische Ausnutzung aller 
Verkehrszweige gewährleistet ist.

17. Für Massengüter von großer volkswirtschaft­
licher Bedeutung sind neben den einheitlichen 
Herstellerabgabepreisen einheitliche Empfän­
gerpreise für Lieferung frei Waggon Empfangs­
station als Frankopreise festzulegen.
Die einheitliche Fracht innerhalb der Franko­
preise ist auf der Grundlage der bisherigen 
Gesamtfrachten pro Ware oder Warengruppe 
als Durchschnittsfracht zu ermitteln.
Die sich dadurch für diese Produkte er­
gebende Notwendigkeit der zentralen Steue­
rung der Transportwege und Durchführung 
eines Frachtenausgleichs ist von der Absatz­
abteilung des zuständigen Ministeriums oder 
Staatssekretariats vorzunehmen.

Örtliche Wirtschaft
18. Die Preise für die örtliche Wirtschaft sind so 

zu bilden, daß die Ausnutzung örtlicher Reser­
ven an Rohstoffen, Arbeitskräften und Kapazi­
täten gefördert wird.


